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Haußmann: Kultusministerin muss sich nun auch bei den
Arbeitsgemeinschaften einen Ruck geben

Rücknahme des Verbots von Singen und Blasmusik an Schulen wird begrüßt – Auch die Bildung
jahrgangsübergreifender Gruppen muss wieder möglich gemacht werden.

Anlässlich einer von der FDP/DVP Fraktion beantragten Aktuellen Debatte sagte der stellvertretende
Vorsitzende Jochen Haußmann:

„Wir begrüßen ausdrücklich, dass die Kultusministerin eingelenkt hat und ihr Verbot des Singens und der
Blasmusik kippen will. Das ist sicherlich vor allem das Verdienst der Initiatoren und Unterstützer der
Online-Petitionen, des Landesmusikrats, des Landesmusikverbands, des Landesmusikschulverbands
und des Bundesverbands Musikunterricht. Auf jeden Fall hat auch die Opposition zum Erfolg beitragen,
indem die FDP/DVP Fraktion die heutige Aktuelle Debatte zur Gefährdung des Musiklands beantragte.
Allerdings fragen wir uns, warum das Konzept für Singen und Blasmusik an der Schule nicht schon mit
den anderen Vorgaben zur Wiederaufnahme des Regelbetriebs an den Schulen im neuen Schuljahr
vorgelegt wurde. Schließlich gibt es bereits genaue Vorgaben für das Singen und die Blasmusik an den
Musikschulen. Und auch andere Bundesländer wie Bayern und Rheinland-Pfalz haben hierfür bereits
detaillierte Hygienepläne vorgelegt. Lehrer, Schüler und Eltern sind ohne Not verunsichert worden. Und
der Vorlauf ist denkbar knapp - der 30. Juli ist bereits der letzte Schultag. Geklärt werden müssen auch
Fragen wie beispielsweise, ob auch Vereine und Musikschulen die Schulräume wieder nutzen können.
Hier fordern wir die Kultusministerin zu einer Klarstellung auf. Einen Ruck geben muss sich die
Kultusministerin aber vor allem auch bei ihrem grundsätzlichen Verbot einer jahrgangsübergreifenden
Gruppenbildung an den Schulen. Hierzu hat sie sich bisher nicht erklärt. Das Verbot würde faktisch das
Aus für die jahrgangsübergreifend angelegten Arbeitsgemeinschaften wie beispielsweise Chöre,
Orchester, BigBand und weitere Instrumentalmusik-AGs, AGs zu den unterschiedlichsten Sportarten,
Theater-AGs, Technik-AGs, oder AGs zu Querschnittsaufgaben wie Schulsanitätsdienst bedeuten.

Auch hier machen andere Bundesländer vor, wie es auch anders geht. Und auch Schulen in Baden-
Württemberg haben bereits entsprechende Konzepte entwickelt. Die FDP/DVP Fraktion fordert, den
Angriff auf die Vielfalt des Bildungsangebots unserer Schulen umgehend zu stoppen und die Bildung
jahrgangsübergreifender Gruppen unter Einhaltung der Gesundheitsschutz-Bestimmungen möglich zu
machen.“


